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AKTUELLSHORT NEWS

Données personnelles: enfin du raisonnable !

(lc) - Le ministre de la Justice Félix Braz peut être content. Pour Noël, 
la Cour de justice de l’Union européenne (CJUE), pratiquement son 
voisin sur le plateau du Kirchberg, vient de le forcer d’enfin tenir 
une des promesses électorales de son parti : en finir une fois pour 
toutes avec la conservation des données personnelles - notamment 
des conversations téléphoniques - sans soupçon préalable. Alors que 
le ministre vert s’était montré réticent encore en juillet 2014 après un 
premier jugement européen dans la matière, disant vouloir attendre 
une directive européenne qui serait dans les tuyaux, il a été plus 
prompt à réagir maintenant. Ainsi, il a promis des amendements au 
projet de loi de réforme sur le traitement des données personnelles, 
afin d’être en règle avec l’arrêt de la CJUE. On peut cependant se 
poser la question si cet empressement s’est fait que par pur respect 
pour les libertés citoyennes. En effet, la directive européenne sur la 
« e-Privacy », dont le projet avait « fuité » le 14 décembre au magazine 
Politico, exclut explicitement la conservation des données au niveau 
européen. Donc elle serait de toute façon devenue illégale. 

Ist Luxemburg am Drohnenkrieg beteiligt?

(lm) - Die Partei Déi Lénk nimmt einen neuen Anlauf gegen die 
Unterstützung des Einsatzes bewaffneter Drohnen durch Luxemburg 
und die Firma SES. Bereits vor über einem Jahr wurde darauf 
hingewiesen, dass SES-GS, eine Filiale der Satellitenfirma, sich 
online mit der Steuerung von Killerdrohnen schmückt (woxx 1342). 
Die „gezielte Tötung“ von „Terroristen“ durch diese Drohnen ist 
umstritten, sowohl wegen ihres extralegalen Charakters als auch in 
Anbetracht der zahlreichen unschuldigen Opfer („Kollateralschäden“). 
Nachdem das Wort vergangene Woche das Thema aufgegriffen und 
einen Screenshot der SES-GS-Seite veröffentlicht hatte, reagierte die 
Firma ... indem sie die Drohnen-Bildchen löschte. Déi Lénk äußert 
den Verdacht, Étienne Schneider habe „die Öffentlichkeit getäuscht“, 
als er seinerzeit behauptete, von Luxemburger Satelliten würden nur 
Aufklärungsmissionen gesteuert. Und fordert, „jegliche Unterstützung 
bewaffneter Drohnenflüge durch luxemburgische Unternehmen zu 
verhindern [und] das militärische Satellitenprogramm der SES zu 
beenden“. Unklar bleibt, ob das von der Luxemburger Regierung 
verantwortete Govsat-Projekt am Drohnenkrieg direkt beteiligt ist. Die 
SES dagegen scheint durchaus mit von der Partie zu sein. Nach vom 
Wort aufgegriffenen Informationen stellt sie Übertragungskapazität 
für den US-Stützpunkt Ramstein zur Verfügung - dieser fungiert als 
Kommandozentrale für Drohnenangriffe.

Elternlos in die EU

(tf) – Migrantenkinder, die ohne Begleitung durch einen 
Erziehungsberechtigten in die EU einreisen, sind nicht ausreichend 
geschützt. Zu diesem Schluss kommt eine aktuelle Studie der Agentur 
der Europäischen Union für Grundrechte (FRA). Im Unterschied zu 
sogenannten „nicht begleiteten“ Kindern befinden sich die „separated 
children“ in Begleitung von nicht erziehungsberechtigten Erwachsenen, 
zu denen sie häufig in einem unklaren Verhältnis stehen, das 
problematisch sein oder werden kann. Missbrauch sei in solchen 
Fällen nicht auszuschließen. Auch aus anderen Gründen könnten die 
Erwachsenen ungeeignet sein, die Obhut der Kinder wahrzunehmen. 
Es komme daher vor allem darauf an, kindgerecht über die 
Asylprozedur, über Rechte und Möglichkeiten zu informieren. Als 
besonders problematisch erscheine die Tatsache, dass solche Kinder 
häufig umstandslos gemeinsam mit den erwachsenen Begleitern 
untergebracht werden, ohne dass das tatsächliche Verhältnis geklärt 
ist. Dadurch setze man Kinder erneut dem Risiko von Missbrauch aus. 
Die Studie wurde in 14 EU-Ländern durchgeführt, die in besonderem 
Maße von aktuellen Migrationsbewegungen betroffen sind; Luxemburg 
war nicht beteiligt.

EU und Migration

Druckmittel Dublin
Danièle Weber

Die EU hält weiter an ihrem 
Migrations-Abkommen mit der 
Türkei fest. Das verringert zwar 
den Zuwachs der Flüchtlinge in 
Griechenland. Doch es sitzen 
weiterhin Zehntausende an der Ägäis 
fest, und es kommen wieder deutlich 
mehr Menschen in Italien an.

„Niemand hat das Abkommen in 
Frage gestellt“, sagte Kommissions-
präsident Jean-Claude Juncker nach 
dem EU-Gipfel am vergangenen Don-
nerstag. „Wir halten weiterhin daran 
fest“, sagte auch der griechische Pre-
mier Alexis Tsipras, bevor er das Rats-
gebäude in Brüssel betrat.

„Der Deal funktioniert“, lautet die 
einstimmige Analyse der 28 Staats- 
und Regierungschefs, die in ihren 
Schlussfolgerungen noch einmal ihr 
Engagement bezüglich des Abkom-
mens unterstrichen, das die EU vor 
über einem Jahr mit der Türkei abge-
schlossen hat. Der allseits bestätigte 
Erfolg wird zumeist numerisch be-
messen. „Wir stellen einen dramati-
schen Rückgang der Zahl der illegalen 
Flüchtlinge, die in Griechenland an-
kommen, fest“, sagte Frans Timmer-
mans, der Vizepräsident der EU-Kom-
mission am 8. Dezember, als Brüssel 
die neueste Bilanz präsentierte.

Seit März kämen im Schnitt täg-
lich nur noch 90 Flüchtlinge pro Tag 
auf den griechischen Inseln an, so die 
Kommission und vergleicht diese Zahl 
mit den rund 10.000 Menschen, die 
noch im Oktober des Vorjahres pro 
Tag über die Ägäis kamen.

Flüchtlingsorganisationen weisen 
ihrerseits auf die Lebensbedingungen 
der über 16.000 Migranten hin, die seit 
Abschluss des Abkommens mit der 
Türkei auf den Inseln Lesbos, Chios, 
Samos, Leros und Kos verharren müs-
sen. Die Kapazitäten der Unterkünfte, 
die auf knapp 7.500 geschätzt werden, 
sind damit um mehr als das Doppelte 
überlastet. Es käme daher darauf an, 

wie man „funktionieren“ definiere, 
kommentierte Iverna McGowan, Di-
rektorin des EU-Bureaus von Amnesty 
International die positive Interpreta-
tion der EU-Staats- und Regierungs-
chefs des EU-Türkei-Abkommens. 

Der EU-Kommissar für Migration, 
Dimitris Avramopoulos, verwies auf 
den „Rekordmonat“, den vergangenen 
November, als 1.406 Flüchtlinge von 
Griechenland und Italien im Rahmen 
des EU-Relokalisierungs-Programms 
umverteilt worden waren. So viele 
wie nie zuvor –  und dennoch sind 
seit Bestehen des Abkommens vor 
gut einem Jahr im Ganzen insgesamt 
bloß rund 8.000 Flüchtlinge umgesie-
delt worden. Laut Plan sollten es bin-
nen zwei Jahren insgesamt 160.000 
Personen sein (woxx 1390).

Dialog gegen Griechenland

Derweil ist die Zahl derer, die in 
Italien ankommen, seit dem Funkti-
onieren des Türkeideals so hoch wie 
noch nie und wird auf 170.000 bis 
Jahresende geschätzt. Laut Flücht-
lingswerk der Vereinten Nationen sind 
seit Anfang des Jahres mindestens 
4.900 Flüchtlinge im Mittelmeer er-
trunken, das sind deutlich mehr als 
im Jahr zuvor.

Avramopoulos bescheinigte indes 
„signifikante Fortschritte“ Griechen-
lands beim Aufbau der für ein funkti-
onierendes Asylsystem nötigen Infra-
struktur. Angesichts dessen setze man 
ab März nächsten Jahres die Regeln 
des Dublin-Systems wieder in Kraft. 
Flüchtlinge, die über Griechenland 
auf EU-Territorium gelangen danach 
weiterreisen, können in diesem Fall 
von den anderen Mitgliedsstaaten di-
rekt wieder dorthin zurückgeschoben 
werden. „Dies ist Teil eines Dialogs, 
der die Motivation des Landes erhö-
hen soll“, kommentierte vor dem Gip-
fel ein EU-Diplomat die angekündigte 
Rückkehr zum Dublin-System. Grie-
chenland hatte die anderen EU-Staa-
ten um Erlaubnis gefragt, die Flücht-
linge aufs Festland bringen zu dürfen, 
doch diese sprachen sich dafür aus, 
stattdessen die Infrastruktur auf den 
Inseln zu verstärken.

Alexis Tsipras widersprach dem 
neu aufkommenden Druck indessen 
eher zaghaft. Er weiß, dass er mitten 
in den Verhandlungen um Schulden-
erlass für sein Land mit Kritik an den 
ungleich verteilten Lasten der EU-
Flüchtlingspolitik ohnehin kaum Ge-
hör finden würde.


